Schweizer Politik – Datenzusammenfassung

Ca. 1789 – 1798 
· Lose Föderation 13 Kantone 
1798
· Französische Truppen nehmen Schweiz ein
· Einheitsstaat nach franz. Vorbild (Zentralstaat)  Helvetische Republik
1802
· Erstes Verfassungsreferendum in der Schweiz: Volksabstimmung über die zweite helvetische Verfassung
1803
· Mediationsakte, Wiederherstellung Autonomie der Kantone
1815
· Wiener Kongress  Anerkennung der inneren und äusseren Souveränität der Schweiz
· Staatenbund 25 Kantone  souveräne Staaten
· Tagsatzung
1830er
· Verfassungsreferendum (Kantonal) (weiterhin stark repräsentative Verfassungen)
1845 
· Zusammenschluss der katholischen Kantone  Sonderbund
· Verlassen Tagsatzung 1846  Sezession  Sonderbundskrieg
1848 
· Demokratische Verfassung
· Staatsbildung von unten
· Aufgabenteilung Bund / Kantone
· Prinzip des Föderalismus
· Demokratische Grundordnung (Exekutive, Parlament, Grundrechte, Gewaltentrennung, Freie Wahlen) 
1850er
· Fakultative und obligatorische Gesetzesreferenden (Kantonal)
1860er
· Flächendeckende Einführung von Gesetzesinitiativen (kantonal)
1874
· Einführung fakultatives Referendum
· CVP nutzt das R. um den Entscheidungsprozess der Regierung systematisch zu blockieren; Lösung der Blockade: 1891 ein CVPler wird in Regierung aufgenommen -> CVP ist nun in Gesetzgebungsprozess eingebunden und muss nicht mehr aufs R. zurückgreifen
1888
· Gründung SP
· Trotz vergleichbarer Wahlstärke wie CVP und FDP kein Sitz im Bundesrat
1891 
· 1. Bundesratssitz für Katholisch-Konservative
· [bookmark: _GoBack]Einführung der Verfassungsinitiative auf Teilrevision (Grundstein der halbdirekten Demokratie in der Schweiz)
1918
· Einführung des Proporzwahlrecht für Nationalrat  ENDE Mehrheitspolitik des Freisinns
· Freisinnige & katholisch-Konservative gegen Linke
1919
· Einführung Proporzwahlrecht
1920
· Abspaltung BGB (SVP)
1929
· Eintritt in Regierung SVP
1937
· Herausbildung der Sozialpartnerschaft zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite
1943 
· 1. SP Bundesrat  Weltkrieg liess innere Konflikte in den Hintergrund treten
1947
· Wirtschaftsartikel !  Beziehung zwischen Wirtschaft und Staat geregelt  Gewerkschaften miteinbezogen
· CH neokorperatistisch
· Mit dem Begriff Neokorporatismus wird die Einbindung („Inkorporierung“) von organisierten Interessen in Politik und ihre Teilhabe an der Formulierung und Ausführung von politischen Entscheidungen bezeichnet.
· Im Neokorporatismus unterstehen die Verbände keiner direkten staatlichen Kontrolle und sind autonom, was die Art und den Umfang des Interesses betrifft. Im Gegensatz zum Pluralismusmodell[3] nimmt der Staat jedoch direkt oder indirekt Einfluss auf die Bildung von Interessengruppen und auf die Organisierung kollektiver Interessen, beispielsweise durch die Vorgabe von allgemeinen Rahmenbedingungen. Die Interessenverbände stellen dabei „Agenturen der Interessenvermittlung“ dar, die im „Prozess der Organisierung das, was als Gruppeninteresse gelten soll, erst noch erzeugen müssen und im Verlauf der Auseinandersetzungen verändern können.“
Schweizer Neokorporatismus unterscheidet sich von dem anderer Länder
· Sichert den Wirtschaftsverbänden die Anhörung als zuständige Organisationen in allen Fragen der Wirtschaftspolitik und sieht ihre Mitwirkung im Vollzug vor. 
1959
· SP gleichberechtiger Regierungspartner
· 2 Sitze im Bundesrat für SP
· Zauberformel  CVP, SVP, SP, FDP
· Herausbildung Konkordanzdemokratie
1971
· Einführung Frauenstimmrecht
1995 
· Weitere gesellschaftliche Gleichstellung der Frau auf Gesetzesstufe zur öffentlichen Aufgabe
2003
· Ende der Zauberformel
2008
· Abwahl Christoph Blocher
· Bildung BDP
2015
· Zweiter Sitz SVP
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